Sonderrichtlinie "Beschéaftigungsbonus™

des Bundesministers fur Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft

im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Finanzen sowie dem Bundeskanzler

vom 29. Juni 2017

in der Fassung vom 30. Janner 2018 erlassen von der Bundesministerin fir Digitalisierung
und Wirtschaftsstandort im Einvernehmen mit dem Bundesminister flr Finanzen sowie dem
Bundeskanzler

Bei der vorliegenden Richtlinie handelt es sich um eine Sonderrichtlinie auf der Grundlage
der vom Bundesminister fir Finanzen erlassenen "Allgemeinen Rahmenrichtlinien fur die
Gewahrung von Forderungen aus Bundesmitteln“ (ARR 2014), BGBI. Il Nr. 208/2014.
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1 Einleitung

Im internationalen Vergleich sind die von 0sterreichischen Arbeitgeberunternehmen zu
entrichtenden Lohnnebenkosten relativ hoch. Um dem entgegenzuwirken und positive
Auswirkungen auf den heimischen Arbeitsmarkt und den Wirtschaftsstandort Osterreich zu
erzielen, hat die Bundesregierung mit den Ministerratsvortragen vom 21.02.2017 und vom
03.05.2017 die Einfuhrung eines Beschaftigungsbonus beschlossen. Mit Ministerratsvortrag
vom 29.12.2017 bzw. Zirkulationsbeschluss vom 30.12.2017 wurde das Auslaufen der
MalRnahme Beschéaftigungsbonus mit 31.01.2018 beschlossen.

Der Beschaftigungsbonus ist als Férderungsprogramm konzipiert und wird im Auftrag des
Bundesministeriums fir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) durch die
Austria Wirtschaftsservice GmbH (aws) abgewickelt.

2 Abgrenzung zu anderen Programmen / Initiativen

Durch die breite Ausrichtung und die Zielsetzung grenzt sich der Beschaftigungsbonus von
bereits bestehenden Instrumenten der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsforderung ab.

Im November 2015 wurde die schrittweise Senkung des Dienstgeberbeitrags zum
Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) verabschiedet, um den Faktor Arbeit zu entlasten.
Von dieser MaRRnahme profitieren alle Arbeitgeberunternehmen, unabhangig davon ob
zusatzliche Arbeitsplatze geschaffen werden.

Im Juli 2016 wurde ergdnzend dazu die Forderung von Lohnnebenkosten fiir besonders
innovative und wachstumsstarke Start-ups beschlossen. Die MalRnhahme sieht vor, die
Lohnnebenkosten (Dienstgeberbeitrdge) fur die ersten drei Arbeitsplatze und maximal drei
Jahre zu férdern, um die Attraktivitat des Start-up-Standortes Osterreich zu erhéhen.

Im Gegensatz dazu richtet sich das gegenstéandliche Férderungsprogramm grundsatzlich an
alle Unternehmen, die zusatzliche Arbeitsplatze schaffen, unabh&ngig von deren
Grundungsdatum, Grof3e und Branche. Damit sollen weitreichende Wachstums- und
Beschaftigungsimpulse gesetzt werden. Der Forderungsgegenstand und die Zielsetzung
grenzen den Beschaftigungsbonus von bereits bestehenden Zuschussprogrammen und
Initiativen ab.

3 Rechtliche Rahmenbedingungen
3.1 Nationale Rechtsgrundlagen

— Allgemeine Rahmenrichtlinien fir die Gewahrung von Forderungen aus Bundesmitteln
(ARR 2014), BGBI. 1l Nr. 208/2014, in der jeweils geltenden Fassung.

— 88 10b bis 10g Austria Wirtschaftsservice-Gesetz, BGBI. | Nr. 130/2002 in der Fassung
BGBI. | Nr. 83/2017.

— 8 3 Abs. 1 Z 35 Einkommensteuergesetz 1988, BGBI. | Nr. 400/1988 in der Fassung
BGBI. | Nr. 105/2017.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2014_II_208/BGBLA_2014_II_208.pdf

3.2 Européische Rechtsgrundlagen

Das gegenstandliche Férderungsprogramm wird als ,Allgemeine MalRinahme* abgewickelt, ist
nicht selektiv und fallt somit nicht in den Anwendungsbereich des EU-Beihilfenrechts.

4 Programmziele
4.1 Strategische Ziele

Ziel des Beschéftigungsbonus ist es, durch die Vergabe von nicht riickzahlbaren Zuschissen
fur die Lohnnebenkosten von zusatzlichen forderungsfahigen Arbeitsverhédltnissen einen
Wachstums- und Beschaftigungsimpuls zu setzen, wodurch der dsterreichische Arbeitsmarkt
entlastet wird.

4.2 Operative Ziele

Mit der Umsetzung des gegenstandlichen Foérderungsprogramms werden die nachstehend
aufgelisteten operativen Ziele verfolgt:

— Der Faktor Arbeit wird spurbar entlastet.

— Das Forderungsprogramm schafft breitenwirksame Anreize zur Schaffung
zusatzlicher Arbeitsplatze und ist ein Beitrag zur Reduktion der Arbeitslosigkeit.

— Das Forderungsprogramm unterstiitzt das Wachstum von Unternehmen durch die
temporare Verringerung von Personalkosten.



5 Monitoring und Evaluierung

Da es sich beim Beschéaftigungsbonus um ein neues Forderungsprogramm handelt, ist ein
begleitendes Monitoring fir das laufende Programm vorgesehen. Zum Zwecke der
Datengewinnung verpflichtet sich die Férderungsnehmerin bzw. der Férderungsnehmer zu
einer spateren Datenbereitstellung.

Gemal Ministerratsvortrag vom 21. Februar 2017 wird die MalBnhahme nach spatestens zwei
Jahren extern evaluiert. Die Evaluierung ist im Auftrag des Bundesministeriums fir
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft durchzufihren und hat zumindest folgende
Eckpunkte zu enthalten:

Effekte auf den Arbeitsmarkt (insbesondere die Additionalitéat der Férderung im Sinne
der Schaffung zuséatzlicher Arbeitsplatze)

direkte Effekte bei den geférderten Unternehmen (insbesondere auf die Kosten-,
Ertrags- und Beschaftigungsstruktur)

indirekte Effekte auf die Gesamtwirtschaft (insbesondere auf den Konsum und die
Unternehmensinvestitionen)

Im Sinne der strategischen und operativen Zielsetzung sollen jedenfalls folgende Indikatoren
auf Ebene der geférderten Unternehmen erhoben werden:

Anzahl der zuséatzlichen Arbeitsverhdltnisse, die mittels Beschaftigungsbonus
gefordert werden

Anzahl und Anteil der vollversicherungspflichten Arbeitsverhaltnisse

Die aufgelisteten Indikatoren sind wie folgt zu detaillieren:

nach den Wirtschaftssektoren
nach den Bundeslandern

nach dem Beschéftigtenstand (d.h. entsprechend der drei Kriterien des
forderungsfahigen Personenkreises gemafl Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie) zum
Zeitpunkt der Antragstellung

nach dem Unternehmensalter zum Zeitpunkt der Antragstellung

nach dem Geschlecht (Arbeitsverhaltnisse)

Dartberhinausgehende Indikatoren werden mit dem Bundesministerium fir Wissenschatft,
Forschung und Wirtschaft abgestimmt und haben den Vorgaben der ,Wirkungsorientierten
Folgenabschatzung® zu entsprechen.



6 Forderung
6.1 Forderungsgegenstand

Gegenstand der Forderung ist der teilweise Ersatz von Personalkosten (gedeckelt mit den
Lohnnebenkosten in Hohe der Dienstgeberbeitrdge), die von Arbeitgeberunternehmen fir
zusatzliche forderungsfahige Arbeitsverhéltnisse ab Beginn der Pflichtversicherung tber eine
Dauer von bis zu drei Jahren nachweislich bezahlt werden.

6.1.1 FOorderungsfahige Arbeitsverhaltnisse

Ein forderungsfahiges Arbeitsverhéltnis im Sinne dieser Sonderrichtlinie liegt bei Erfullung
aller nachfolgend aufgelisteten Kriterien vor:

— Es handelt sich um ein vollversicherungspflichtiges Arbeitsverhaltnis (d.h. die
Arbeitnehmerin bzw. der Arbeithehmer ist in der Pensions-, Kranken- und
Unfallversicherung pflichtversichert), das frihestens ab 01.07.2017 und spéatestens
am 31.01.2018 entsteht. Das Arbeitsverhdltnis entsteht mit Beginn der
Pflichtversicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers.

— Das Arbeitsverhaltnis unterliegt der Kommunalsteuerpflicht oder ist gemal & 8
KommStG von der Kommunalsteuer befreit oder umfasst die Beschéftigung einer
beginstigt behinderten Person gemaf Art. Il § 2 BEinstG.

— Das Arbeitsverhéaltnis muss zumindest vier Monate kontinuierlich bestehen, wobei fir
die Beurteilung der Mindestbeschaftigungsdauer Beginn und Ende der
Pflichtversicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers heranzuziehen sind.

— Das Arbeitsverhéaltnis unterliegt dem 0osterreichischen Arbeits- und Sozialrecht. Alle
daraus resultierenden Vorschriften werden ausnahmslos eingehalten.

— Das Arbeitsverhdltnis wird von keiner Landes- oder Bundesstelle im Rahmen eines
Zuschussprogramms gefordert, das auf einer von der aws in Abstimmung mit dem
Bundesministerium fur Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und unter Einbindung
des Arbeitsmarktservice erstellten Liste vermerkt ist. Diese Liste wird zumindest
vierteljahrlich aktualisiert und auf www.beschéftigungsbonus.at veréffentlicht und gilt
zum Zeitpunkt des Beginns der Pflichtversicherung des férderungsfahigen
Arbeitsverhdltnisses.

— Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer gehort dem foérderungsfahigen
Personenkreis an und war in den letzten sechs Monaten vor Beginn der
Pflichtversicherung nicht im antragstellenden Unternehmen oder im Konzernverbund
tatig (inkl. Leiharbeitsverhaltnisse und freie Dienstverhaltnisse). Zum Konzernverbund
im Sinne dieser Sonderrichtlinie zahlen verbundene Unternehmen gemaf Art. 3 Abs.
3 der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 06. Mai 2003, veroffentlicht im
Amtsblatt der Europaischen Union, ABI. Nr. L 124/36 vom 20. Mai 2003.



http://www.beschäftigungsbonus.at/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE

Zum forderungsfahigen Personenkreis zahlen alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
zumindest eines der nachfolgend aufgelisteten Kriterien erfillen:

— Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer war unmittelbar innerhalb der letzten drei
Monate vor Entstehung des zu férdernden Arbeitsverhaltnisses zumindest einmal
beim Arbeitsmarktservice arbeitslos gemeldet oder befand sich im Rahmen der
Arbeitslosigkeit in Schulung (zu den erforderlichen Nachweisen siehe Punkt 8.1
dieser Sonderrichtlinie). Die Foérderungsfahigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des
Arbeitnehmers ist an keinen Leistungsbezug gebunden.

— Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer hat vor Entstehung des zu férdernden
Arbeitsverhaltnisses an einer in der vom Bundesministerium fiir Wissenschatft,
Forschung und Wirtschaft und dem Bundeskanzleramt erstellten Liste angefiihrten,
auf bundes- oder landesgesetzlicher Basis geregelten Ausbildung in Osterreich
teilgenommen, wobei der Abgang von der Bildungseinrichtung nicht langer als zwolf
Monate zurlickliegen darf. Diese Liste wird auf www.beschéaftigungsbonus.at
veroffentlicht und gilt zum Zeitpunkt des Beginns der Pflichtversicherung des
forderungsfahigen Arbeitsverhéltnisses. Die Forderungsféahigkeit der Arbeitnehmerin
bzw. des Arbeithehmers ist an eine durchgéngige viermonatige Mindestteilnahme
durch die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer gebunden, setzt jedoch keinen
Bildungsabschluss voraus.

— Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer war vor Entstehung des zu férdernden
Arbeitsverhéltnisses bereits in Osterreich erwerbstatig und somit pflichtversichert
(Voll- oder Teilversicherung). Die Forderungsfahigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des
Arbeitnehmers ist an eine zumindest viermonatige ununterbrochene
Pflichtversicherung gebunden, die langstens zwdlf Monate vor Entstehung des zu
fordernden Arbeitsverhéaltnisses geendet hat.

Lehrlinge werden bei Ubernahme als vollversicherungspflichtige Angestellte, Arbeiterinnen
oder Arbeiter (Fachkraft) im antragstellenden Unternehmen gefordert, nicht aber bei
Aufnahme der Lehrlingsausbildung.

Das Vorliegen der in diesem Unterpunkt angefuhrten Kriterien ist der aws von der
Forderungswerberin bzw. vom Fdrderungswerber und — sofern dies in den Folgeabschnitten
der gegenstandlichen Sonderrichtlinie als erforderlich gekennzeichnet ist — von einem
Wirtschaftsprufer oder Steuerberater zu bestétigen.

6.1.2 Zusatzliche Arbeitsverhaltnisse

Voraussetzung fur den Erhalt der Forderung ist der Nachweis von zumindest einem
zuséatzlichen forderungsfahigen Arbeitsverhéltnis mit einem Mindestbeschéaftigungsausmaf
von zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitdquivalent, das sich aus
einem oder mehreren Arbeitsverhéltnissen zusammensetzen kann). Um die Zusatzlichkeit
des Arbeitsverhéltnisses nachzuweisen, hat die Forderungswerberin bzw. der
Forderungswerber die Beschaftigtenstande unmittelbar vor Entstehung des ersten zu
férdernden Arbeitsverhaltnisses und zum Ende der vier vorausgegangenen Kalenderquartale
zu erheben und anzugeben. Die Beschéftigtenstdnde werden seitens der aws vom
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http://www.beschäftigungsbonus.at/

Hauptverband der o&sterreichischen Sozialversicherungstrdger automatisiert abgefragt,
sobald die dafiir notwendigen technischen Voraussetzungen geschaffen werden.

Die Beschaftigtenstande umfassen mit Ausnahme von Lehrlingen und geringfiigig
Beschaftigten alle bei der Foérderungswerberin bzw. beim Forderungswerber gemeldeten
Arbeitnenmerinnen und Arbeitnehmer und sind in Kopfen anzugeben. In diesem
Zusammenhang sind folgende Berechnungsgrundsatze anzuwenden:

— Bei Vorliegen eines Konzernverbundes ist der Beschéftigtenstand auf Ebene der
antragstellenden Konzerneinheit (Rechtsperson), d.h. des jeweiligen einzelnen
Unternehmens zu ermitteln.

— Im Falle neu gegriindeter Unternehmen (d.s. Unternehmen, die in den letzten zwolf
Monaten vor Beginn der Pflichtversicherung des ersten zu fordernden
Arbeitsverhdltnisses durch die Eintragung ins Firmenbuch bzw. durch die Entstehung
der Gewerbeberechtigung gegriindet wurden oder anderweitig ihre wirtschaftliche
Tatigkeit aufgenommen haben) sind alle verfligbaren Beschéaftigtenstdnde zu
ermitteln.

— Im Falle von Betriebsibergangen im Sinne von § 3 AVRAG st der
Beschaftigtenstand auf Ebene des (bergebenden und (bernehmenden
Unternehmens zu ermitteln und aufzusummieren.

Die Korrektheit der Beschéftigtenstande ist von einem Wirtschaftsprifer oder Steuerberater
im Rahmen der Antragstellung zu bestatigen. Der héchste Beschaftigtenstand wird als
Referenzwert fur die Beurteilung der Zusatzlichkeit herangezogen und vertraglich fixiert.
Forderungswerberinnen bzw. Forderungswerber, die einen ricklaufigen
Beschaftigungsstand aufweisen, missen diesen Beschéftigungsriickgang ausgleichen, ehe
eine Zuschussforderung fur zuséatzliche Arbeitsverhéltnisse gewahrt werden kann.

Die systematische Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitsverhaltnisse zur Umgehung dieser
Forderungsbestimmung ist nicht férderungsfahig. Zu diesem Zweck erhebt die aws beim
Hauptverband der Osterreichischen  Sozialversicherungstrager die Summe  der
Jahresbeitragsgrundlagen aller bei der Férderungswerberin bzw. beim Férderungswerber
beschaftigten vollversicherungspflichtigen Arbeithehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, fir jene
zwei Kalenderjahre, die der Abrechnung vorangehen.

6.2 Forderungswerberin bzw. Férderungswerber

Forderungsfahige Unternehmen verfliigen Uber einen Sitz oder eine Betriebsstatte in
Osterreich, werden im eigenen Namen und auf eigene Rechnung gefiihrt und erfiillen den
Unternehmensbegriff gemal 8 1 UGB.

6.2.1 Ausschlusskriterien

Nicht forderungsfahig sind Unternehmen:

— die gemall dem ,Europaischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen®
(ESVG 2010) von der Statistik Austria als ,Staatliche Einheit* mit der Kennung S.13

| 8



gefuhrt werden, ausgenommen jener Unternehmen, die im Wettbewerb mit anderen
am Markt tatigen Unternehmen stehen und keine hoheitlichen Aufgaben vollziehen,

— die als Aus-, Um- oder Neugrindung bzw. im Wege einer Ubernahme oder eines
Treuhandmodells zur Umgehung der Férderungsbestimmungen errichtet wurden oder
zu demselben Zweck Organisationsanderungen bzw. Personalverschiebungen
innerhalb eines Konzernverbundes durchfihren.

Das Vorliegen der unter Punkt 6.2. dieser Sonderrichtlinie  angefuhrten
Forderungsvoraussetzungen ist von der Forderungswerberin bzw. vom Férderungswerber zu
erklaren und von einem Wirtschaftsprifer oder Steuerberater zu bestétigen.

6.3 Forderungsfahige Kosten

Forderungsfahig sind jene Personalkosten (gedeckelt mit den Lohnnebenkosten in Hohe der
Dienstgeberbeitrdge), die Uber die Dauer von bis zu drei Jahren ab Beginn der
Pflichtversicherung von Seiten der Forderungsnehmerin bzw. des Forderungsnehmers fur
zusatzliche forderungsfahige Arbeitsverhéltnisse nachweislich bezahlt wurden. Der
Lohnnebenkostenbegriff umfasst folgende Dienstgeberbeitrage:

— Krankenversicherungsbeitrag
— Unfallversicherungsbeitrag
— Pensionsversicherungsbeitrag
— Arbeitslosenversicherungsbeitrag
— IESG-Zuschlag (Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz)
— Wohnbauférderungsbeitrag
— Mitarbeitervorsorge (BMSVG)
— Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds
— Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag (Kammerumlage der Wirtschaftskammer)
— Kommunalsteuer
Die im Zuge der Antragstellung angegebenen Jahresbruttogehdlter bzw. -Iohne werden mit

zwei Prozent p.a. valorisiert (um kinftige Gehaltssteigerungen zu berilicksichtigen) und als
Bemessungsgrundlage herangezogen.

Als Obergrenze fir die Bemessungsgrundlage wird die zum Antragszeitpunkt bzw. zum
Nachmeldezeitpunkt gultige ASVG-HOchstbeitragsgrundlage herangezogen.

Die Abrechnung erfolgt auf Basis der nachgewiesenen Beitragsgrundlagen. Unterliegen die
Arbeitsverhdaltnisse einer Lohnabgabenbefreiung (z.B. im Rahmen des Neugrindung-
Forderungsgesetzes, BGBI. | Nr. 106/99), so reduzieren sich die férderungsfahigen Kosten
um nicht bezahlte Dienstgeberbeitrage.



6.4 Nicht forderungsfahige Kosten
Zu den nicht férderungsfahigen Kosten zéhlen:

— Lohnnebenkosten, die aus einem Arbeitsverhdaltnis resultieren, das geman Punkt 6.1
dieser Sonderrichtlinie nicht férderungsfahig ist.

— Lohnnebenkostenbestandteile, die Uber die taxative Auflistung gemald Punkt 6.3
dieser Sonderrichtlinie hinausgehen.

— Lohnnebenkosten, die sich auf Beitragsbestandteile Uber der ASVG-
Hochstbeitragsgrundlage beziehen.

— Verzugszinsen, Sdumniszuschlage oder Verwaltungsstrafen, die fur eine verspéatete
Zahlung der Lohnnebenkosten von den zustandigen Stellen verrechnet werden.

— Beitragszuschlage und Ordnungsbeitrage, die von den Krankenversicherungstragern
im Falle verspateter Meldungen eingehoben werden.

6.5 Forderungsart

Die Forderung erfolgt in Form von nicht rickzahlbaren Zuschissen (sonstige
Geldzuwendung privatrechtlicher Art im Sinne von 8 2 Z 3 gemafl? ARR 2014).

6.6 Forderungslaufzeit

Die Forderungslaufzeit beginnt taggleich mit dem Beginn der Pflichtversicherung des ersten
zusatzlichen forderungsfahigen und fristgerecht (siehe Punkt 7.1 dieser Sonderrichtlinie)
nachgewiesenen Arbeitsverhdltnisses und endet spéatestens drei Jahre nach Beginn der
Pflichtversicherung des letzten zusatzlichen forderungsfahigen und fristgerecht
nachgewiesenen Arbeitsverhaltnisses.

6.7 Forderungshothe

Der Zuschuss belauft sich auf 50 % der férderungsfahigen Kosten und ist geméaR § 3 (1) Z
35 EStG von der Einkommenssteuer befreit.
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7 Abwicklung der Férderungsmaflinahme

Mit dem Programmmanagement und der Abwicklung dieser Forderungsmaflinahme ist die
Austria Wirtschaftsservice GmbH als Abwicklungsstelle gemaR § 8 ARR 2014 betraut.

7.1 Antrag

Die Forderung wird grundséatzlich im Wege eines Antragsverfahrens durchgefiihrt. Die
Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber stellt zwischen 01.07.2017 und 31.01.2018
einen schriftichen Forderungsantrag Uber die elektronische Anwendung aws
Fordermanager, aufrufbar unter https://foerdermanager.aws.at. Voraussetzung fur die
Antragstellung ist die Entstehung zusatzlicher forderungsfahiger Arbeitsverhaltnisse mit
einem Mindestbeschéftigungsausmall von insgesamt 38,5 Wochenstunden (entspricht
einem Vollzeitaquivalent).

Im Zuge der Antragstellung sind der aws folgende Informationen zur Verfugung zu stellen:

— Die Forderungswerberin bzw. der Foérderungswerber erklart das Vorliegen der
Forderungsvoraussetzungen gemal Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie.

— Die Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber gibt die unter Punkt 6.1.2 dieser
Sonderrichtlinie genannten Beschaftigtenstande bekannt. Die Korrektheit dieser
Angaben ist von einem Wirtschaftsprifer oder Steuerberater zu bestétigen. Die
Bestatigung des Wirtschaftsprufers oder Steuerberaters kann entfallen, sobald die
notwendigen technischen Voraussetzungen fir eine automatisierte Abfrage der
Beschaftigtenstande vom Hauptverband der Osterreichischen
Sozialversicherungstrager geschaffen werden.

— Die Forderungswerberin bzw. der Férderungswerber erklart, die Voraussetzungen fir
ein forderungsfahiges Unternehmen zu erfiillen und dass keine Ausschlusskriterien
gemal Punkt 6.2 dieser Sonderrichtlinie vorliegen. Die Korrektheit dieser Angaben ist
von einem Wirtschaftsprifer oder Steuerberater zu bestétigen.

— Die Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber erklart, dass die Zustimmung
der betreffenden Arbeithnehmerin bzw. des betreffenden Arbeithehmers vor
Weiterleitung forderungsrelevanter und personenbezogener Daten an die aws
eingeholt wurde und damit keine Verletzung von Datenschutzbestimmungen vorliegt.
Die Daten werden von der aws ausschliel3lich zur Férderungsabwicklung verwendet
und verarbeitet.

— Die Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber legt der aws die vollstandige
Anmeldung der betreffenden Arbeitnehmerin bzw. des betreffenden Arbeitnehmers
beim zustandigen Krankenversicherungstrager elektronisch vor. Die vollstandige
Anmeldung ist spatestens 30 Kalendertage nach Beginn der Pflichtversicherung zur
Verfiugung zu stellen, sobald das Mindestbeschaftigungsausmal? von 38,5
Wochenstunden erstmals erreicht ist.

— Die Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber erklart, alle aus der Richtlinie
geltenden Verpflichtungen zu Ubernehmen und bestatigt die Vollstandigkeit,
Richtigkeit und Nachweisbarkeit der Angaben.
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— Die Férderungswerberin bzw. der Forderungswerber erklart die Kenntnisnahme der
gegenstandlichen Sonderrichtlinie einschliellich der ARR 2014 idgF.

Der Férderungsantrag ist sowohl von der Férderungswerberin bzw. vom Forderungswerber
als auch vom Wirtschaftsprifer bzw. Steuerberater zu unterfertigen.

7.2 Abschluss und Erweiterung des Férderungsvertrages

Forderungsantrage werden von der aws hinsichtlich der Erfullung der
Fordervoraussetzungen der Sonderrichtlinie gepruft. Entscheidungen uber
Forderungsantréage trifft die aws im Namen und auf Rechnung des Bundes.

Die aws Ubermittelt der Foérderungswerberin bzw. dem Forderungswerber den
Forderungsvertrag (siehe Punkt 8 dieser Sonderrichtlinie).

Weitere zusétzliche forderungsfahige Arbeitsverhaltnisse, die nach Antragstellung entstehen,
sind der aws durch Vorlage der vollstindigen Anmeldung beim zusténdigen
Krankenversicherungstrdger jeweils binnen 30 Kalendertagen ab Beginn der
Pflichtversicherung nachzuweisen. Dartber hinaus erklart die Férderungswerberin bzw. der
Forderungswerber das Vorliegen der Forderungsvoraussetzungen gemaf Punkt 6.1.1 dieser
Sonderrichtlinie. Die aws Ubermittelt eine Bestéatigung Uber die Erweiterung des bestehenden
Forderungsvertrages um diese Arbeitsverhaltnisse.

Ausweitungen des BeschaftigungsausmalRes und die daraus resultierende Anpassung der
Bruttogehalter bzw. -Ibhne sind der aws bekanntzugeben, sofern sich diese auf bereits
nachgewiesene forderungsfahige Arbeitsverhaltnisse beziehen. Eine
Anpassung/Erweiterung der Forderungszusage fuhrt zu einer Erhéhung der
Bemessungsgrundlage im bestehenden Forderungsvertrag.

Sollten die notwendigen Voraussetzungen der gegenstandlichen Sonderrichtlinie nicht erfillt
werden, kommt kein Forderungsvertrag bzw. keine Erweiterung des Forderungsvertrages zu
Stande. Ein dem Grunde und der Hohe nach bestimmter Rechtsanspruch auf die
Gewahrung einer Forderung wird durch die vorliegende Sonderrichtlinie nicht begriindet. Die
Gewahrung der Forderung erfolgt nach MaRRgabe der zur Verfigung stehenden Budgetmittel.
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8 FoOrderungsvertrag

Eine Forderung wird nur aufgrund eines schriftlichen Forderungsvertrags gewéhrt. Dieser
bildet folgende Inhalte direkt oder implizit ab:

— Bezeichnung der Rechtsgrundlage,

— Bezeichnung der Férderungsnehmerin bzw. des Foérderungsnehmers, einschlieflich
von Daten, die die Identifikation gewahrleisten (z.B. Geburtsdatum,
Firmenbuchnummer u.a.),

— Beginn und Dauer der Laufzeit der Forderung,
— Art und Hohe der Forderung,

— genaue Beschreibung der férderungsfahigen Arbeitsverhaltnisse
(Forderungsgegenstand),

— férderungsfahige und nicht férderungsfahige Kosten,

— Fristen flr die Berichtspflichten,

— Auszahlungsbedingungen,

— Kontrolle und gegebenenfalls Mitwirkung bei der Evaluierung,

— Bestimmungen iber die Einstellung und Riickzahlung der Forderung,

— sonstige Vertragsbestimmungen.

8.1 Abrechnung

Die Forderungsnehmerin  bzw. der Forderungsnehmer st verpflichtet, der aws
Abrechnungen, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenméafRigen Nachweis,
vorzulegen. Die inhaltliche Korrektheit dieser Abrechnungen ist von einem Wirtschaftsprifer
oder Steuerberater zu bestatigen.

Der Abrechnungszeitraum beginnt taggleich mit der Pflichtversicherung des ersten in den
Forderungsvertrag aufgenommen Arbeitsverhéltnisses und endet nach zwdlf Monaten bzw.
nach Ablauf der Forderungslaufzeit gemaR Punkt 6.6 dieser Sonderrichtlinie. Die
Abrechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des jeweiligen
Abrechnungszeitraums zu legen.

Aus dem Sachbericht missen der Beschéftigtenstand zum Abrechnungsstichtag im Sinne
von Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie und nachfolgend aufgelistete Angaben zu jenen
Arbeitsverhaltnissen hervorgehen, die Gegenstand des Forderungsvertrages sind:

— Sozialversicherungsnummer der Arbeithnehmerin bzw. des Arbeitnehmers,

— Namentliche Nennung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers (Vor- und
Nachname),

— Zeitpunkt der Entstehung, Zeitpunkt der Beendigung oder ob das Arbeitsverhaltnis
nach wie vor aufrecht ist,
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— Gewdhnliches Beschaftigungsausmald in Wochenstunden,

— Bestétigung, dass die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in den letzten sechs
Monaten vor Beginn der Pflichtversicherung nicht im antragstellenden Unternehmen
oder im Konzernverbund tatig war (inkl. Leiharbeitsverhéltnisse und freie
Dienstverhéltnisse).

— Sofern es sich bei der Arbeitnehmerin bzw. beim Arbeithehmer um eine ehemals
arbeitslos gemeldete Person handelt, ist die Bestétigung der Vormerkung beim
Arbeitsmarktservice in Verbindung mit einem geeigneten Aufenthaltstitel vorzulegen.
Als geeignet gelten:

= Nachweis der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft oder
» EU-Anmeldebescheinigung fir EWR-Staatsbirger oder

= sonstiger Aufenthaltstitel mit unbeschrédnktem  Arbeitsmarktzugang  fir
Drittstaatsangehdrige:

.Rot-Weil3-Rot — Karte plus® (§ 41a NAG) oder

- ,Familienangehdriger® (§ 47 NAG) oder ,Daueraufenthalt EU“ (§ 45 NAG)
oder

- LAufenthaltsberechtigung — plus“ (§ 54 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005).

Ab 01.01.2018 wird der aus der Bestatigung der Vormerkung beim AMS und einem
geeigneten Aufenthaltstitel bestehende Nachweis durch das AMS-Formular
LArbeitslos vorgemerkt bzw. in Schulungsmalinahme des AMS* ersetzt.

— Sofern es sich bei der Arbeithehmerin bzw. beim Arbeitnehmer um eine Teilnehmerin
bzw. einen Teilnehmer einer gesetzlich geregelten Ausbildung handelt, ist eine
entsprechende Bestatigung vorzulegen.

Der zahlenmaRige Nachweis muss eine nachweisbare Aufgliederung aller mit den
geforderten Arbeitsverhdltnissen zusammenhangenden Dienstgeberbeitragszahlungen und —
gutschriften samt Beitragsgrundlagen gemaf Punkt 6.3 dieser Sonderrichtlinie umfassen und
ist gemeinsam mit dem Sachbericht tber die elektronische Anwendung aws Férdermanager
zu Ubermitteln.

Hat die Forderungsnehmerin bzw. der Forderungsnehmer fur die im Forderungsvertrag
angefihrten Arbeitsverhéltnisse andere Zuschussférderungen gemafl Punkt 6.1.1 dieser
Sonderrichtlinie erhalten (Verbot der Doppelférderung des Arbeitsverhaltnisses), so hat der
zahlenmallige Nachweis trotzdem auch diese zu umfassen. Arbeitsverhéltnisse fir die eine
derartige Zuschussforderung beantragt oder genehmigt wurden verlieren ihre
Forderungsfahigkeit. Die daraus resultierenden Lohnnebenkosten werden nicht gefordert.
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8.2 Auszahlung der Forderung

Der Zuschuss wird nach fristgerechter Vorlage der jeweiligen Abrechnung (d.h. innerhalb von
drei Monaten ab dem jeweiligen Abrechnungsstichtag) und einer Prifung durch die aws
ausbezahlt. Die Auszahlung erfolgt nachtraglich in Einmalbetrdgen und erfordert eine
inlAndische Kontoverbindung der Férderungsnehmerin bzw. des Férderungsnehmers.

In diesem Zusammenhang wird unter anderem der im Sachbericht der Abrechnung
angeflihrte  Beschéftigtenstand mit dem vertraglich fixierten Beschaftigtenstand
(Referenzwert gemall Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie) verglichen, um den
Beschéftigungszuwachs zu ermitteln. Vollstreckbare Abgabenschulden gegeniber
Krankenversicherungstragern und/oder dem Betriebsfinanzamt verzégern die Auszahlung
bis zu ihrer vollstdndigen Zahlung bzw. bis zum Abschluss einer Ratenvereinbarung, die
binnen 60 Kalendertagen zu erfolgen hat bzw. abzuschliel3en ist (siehe Punkt 8.5.1 dieser
Sonderrichtlinie).

Im Falle von aufrechten Arbeitsverhaltnissen, die zum Abrechnungszeitpunkt noch keine vier
Monate bestehen, gelangt der entsprechende Zuschussteilbetrag im Zuge der
Folgeabrechnung zur Auszahlung.

Im Falle einer Reduktion des um férderungsfahige und nachgewiesene Arbeitsverhaltnisse
bereinigten Beschéftigtenstands (d.h. im Falle des Abbaus der Stammbelegschaft), gelangt
der Zuschuss anteilig zur Auszahlung, sofern:

— der im Sachbericht der Abrechnung angefiihrte Beschaftigtenstand (ber dem
vertraglich fixierten Beschaftigtenstand (Referenzwert gemafld Punkt 6.1.2 dieser
Sonderrichtlinie) liegt, und

— zumindest ein zusatzliches forderungsfahiges Arbeitsverhaltnis mit einem
Mindestbeschéaftigungsausmall von 38,5 Wochenstunden (entspricht einem
Vollzeitaquivalent) entstanden ist und zumindest vier Monate aufrecht blieb.

Andernfalls ist im betreffenden Jahr keine Férderung maglich.
8.3 Auflagen und Bedingungen
Die Gewahrung der Férderung ist davon abhangig zu machen, dass

— ein vorbehaltlos unterfertigter Forderungsantrag eingebracht wird, der bereits alle
Auflagen und Bedingungen beinhaltet und die aws diesem schriftlich zustimmt,

— die Entstehung und zumindest viermonatige Aufrechterhaltung von zuséatzlichen
forderungsfahigen Arbeitsverhdltnissen mit einem Beschéaftigungsausmall von
zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitdquivalent) nachgewiesen
wird,

— die Forderungswerberin  bzw. der Forderungswerber im Forderungsantrag
entsprechende Angaben (ber beabsichtigte, laufende oder erledigte Antrdge in
einschlagigen  Zuschussprogrammen macht (siehe Punkt 6.1.1 dieser
Sonderrichtlinie), sofern sich diese Antrdge auf Arbeitsverhaltnisse beziehen, die
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Bestandteil des Forderungsvertrages sind. Spatere Anderungen sind der aws
mitzuteilen,

der aws alle Ereignisse, welche die Entstehung oder zumindest viermonatige
Aufrechterhaltung eines zusatzlichen forderungsfahigen Arbeitsverhéltnisses und die
Zahlung der daraus entstehenden Lohnnebenkosten verzégern oder unmdglich
machen, oder eine Abanderung gegenidber dem Fdrderungsantrag/-vertrag oder
vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfordern wirde, unverziglich und aus
eigener Initiative angezeigt werden und Mitteilungspflichten jeweils unverziglich
nachgekommen wird,

die Forderungsnehmerin  bzw. der F&érderungsnehmer den Organen oder
Beauftragten des Bundes und der EU Einsicht in seine Blcher und Belege sowie in
sonstige der Uberprifung der férderungswiirdigen Leistung dienende Unterlagen bei
sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an Ort und Stelle gestattet wird,
ihnnen die erforderlichen Auskiinfte erteilt werden und hierzu eine geeignete
Auskunftsperson bereitgestellt wird, wobei Uber den jeweiligen Zusammenhang
dieser Unterlagen mit den forderungsféahigen Arbeitsverhaltnissen das Priforgan
entscheidet,

alle Buicher und Belege sowie sonstige oben genannten Unterlagen — unter Vorbehalt
einer Verlangerung der Aufbewahrungsfrist durch die aws — zehn Jahre nach Ende
des Kalenderjahres der letzten Auszahlung, sicher und geordnet aufbewahrt werden,
wobei zur Aufbewahrung grundsatzlich auch geeignete Bild- und Datentrager
verwendet werden konnen, wenn die vollstandige, geordnete, inhaltsgleiche,
urschriftgetreue und Uberprifbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist
jederzeit gewahrleistet ist; in diesem Fall ist die Forderungswerberin bzw. der
Forderungswerber verpflichtet, auf seine Kosten alle Hilfsmittel zur Verfligung zu
stellen, die notwendig sind, um die Blcher, Belege und sonstigen Unterlagen lesbar
zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiedergaben
beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben, diese auf
Datentragern zur Verfugung zu stellen,

die aws bzw. die prifende Institution erméachtigt wird, die fiir die Beurteilung des
Vorliegens der Forderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen
Daten Uber die von der Forderungsnehmerin bzw. dem Forderungsnehmer selbst
erteilten Auskinfte hinaus auch durch Ruckfragen bei den in Betracht kommenden
anderen Organen des Bundes oder bei einem anderen Rechtstréger, der
einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten
erheben zu lassen,

Forderungsmittel des Bundes nicht zur Bildung von Ricklagen oder Ruckstellungen
nach dem Einkommenssteuergesetz 1998, BGBI. Nr. 400, oder dem
Unternehmensgesetzbuch, dRGBI S 219/1879 verwendet werden,

gegeniber der Foérderungswerberin  bzw. dem Foérderungswerber keine
vollstreckbaren Abgabenschulden gegeniber dem zustandigen
Krankenversicherungstrager und/oder dem Betriebsfinanzamt bestehen,

Uber die Entstehung von zusétzlich forderungsféahigen Arbeitsverhéltnissen und die
Zahlung der daraus entstehenden Lohnnebenkosten unter Vorlage von
Abrechnungen, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenmafigen
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Nachweis, gemall den unter Punkt 8.1 dieser Sonderrichtlinie genannten
Bestimmungen fristgerecht berichtet wird,

— Uber den Anspruch aus einer gewahrten Foérderung weder durch Abtretung,
Anweisung oder Verpfandung noch auf andere Weise verfugt wird,

— das Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. | Nr. 66/2004, sowie das Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz, BGBI. | Nr. 82/2005, das Diskriminierungsverbot
gemal 87b Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG), BGBI. Nr. 22/1970 beachtet
wird.

8.4 Kontrolle

Um Foérderungsmissbrauch und unerwiinschte Mehrfachférderungen zu vermeiden, fuhrt die
aws anhand der vorgelegten Abrechnungen Prufungen vor Auszahlung der Férderung durch.
Wenn es zur Kontrolle erforderlich ist, kann die aws weitere Nachweise aus der Gebarung
der Forderungsnehmerin oder des Forderungsnehmers verlangen (z.B.: Lohn- und
Gehaltskonten).

Versicherungszeiten und Beitragsgrundlagen werden im Rahmen der Gemeinsamen Priifung
aller lohnabhéangigen Abgaben (GPLA) Uberpruft. Sofern die GPLA eine Reduktion der
forderungsrelevanten Beitragsgrundlagen feststellt, wird der auf den Differenzbetrag
entfallende Zuschussteil im Sinne von Punkt 8.5.2 dieser Sonderrichtlinie riickgefordert.

8.5 Einstellung und Riuckzahlung der Férderung
8.5.1 Einstellung der Férderung

Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte Férderungsmittel erlischt ganz oder teilweise flr
eine  Abrechnungsperiode, wenn die Auszahlungsbedingungen nicht fristgerecht
nachgewiesen oder nur teilweise erfullt werden (siehe Punkt 8.1. dieser Sonderrichtlinie).

Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Férderungsmittel ruht
nach vorheriger schriftlicher Ankiindigung durch die aws vorlaufig, sofern:

— ein Insolvenzverfahren Uber das Vermodgen der Forderungsnehmerin bzw. des
Foérderungsnehmers eréffnet wurde,

— vollstreckbare Abgabenschulden gegenuber dem zustandigen
Krankenversicherungstrager und/oder dem Betriebsfinanzamt bestehen,

— das Unternehmen oder Unternehmensteile entgeltlich verauRert wurden,

— das Unternehmen aus- oder umgrtindet,

— das Unternehmen durch Schenkung oder im Erbwege Ubergeben wurde.
Im Anschluss wird bei Fortfihrung des Unternehmens oder fristgerechter Begleichung der
vollstreckbaren Abgabenschuld und Erfillung der Férderungsvoraussetzungen nach einer

entsprechend begriindeten Mitteilung an die aws die Auszahlung fortgesetzt. Im Falle der
VerauBerung, Aus- und Umgriindung sowie der Ubergabe durch Schenkung oder im
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Erbwege muss die Kauferin bzw. der Kaufer oder die Ubernehmerin bzw. der Ubernehmer
sowie das geforderte Unternehmen unter Einbeziehung einer allenfalls entstehenden Gruppe
die spezifischen Forderungsvoraussetzungen weiterhin erfiillen (siehe insbesondere Punkt
6.2 dieser Sonderrichtlinie).

Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Fdrderungsmittel
erlischt nach vorheriger schriftlicher Ankiindigung durch die aws endgultig, sofern:

— im Zuge eines Insolvenzverfahrens kein Sanierungsplan angenommen wird oder die
spezifischen Forderungsvoraussetzungen nicht mehr erfllt werden,

— die vollstreckbare Abgabenschuld nicht binnen 60 Tagen ab Einstellung der
Forderung beglichen und keine Ratenvereinbarung geschlossen wird,

— die Forderungsnehmerin bzw. der Forderungsnehmer die Betriebstatigkeit dauerhaft
einstellt.

8.5.2 Ruckzahlung der Férderung

Die Forderungsnehmerin bzw. der Foérderungsnehmer ist verpflichtet, die ausgezahlten
Forderungsmittel Uber schriftliche Aufforderung des Bundes, der Européischen Union oder
der aws sofort ganz oder teilweise zurlickzuzahlen, sofern:

— die aws oder von ihr Beauftragte bzw. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der
Europaischen Union (ber wesentliche Umstande unrichtig oder unvollstéandig
unterrichtet worden sind,

— vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche
Auskunfte nicht erteilt worden sind sowie sonstige in dieser Sonderrichtlinie
vorgesehenen Mitteilungen unterlassen wurden,

— die Forderungsnehmerin bzw. der Forderungsnehmer nicht aus eigener Initiative
unverzuglich — jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankindigung —
Ereignisse meldet, welche die Entstehung und zumindest viermonatige
Aufrechterhaltung von zusatzlichen férderungsféahigen Arbeitsverhaltnissen mit einem
Beschaftigungsausmal? von zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem
Vollzeitdquivalent) und/oder die fristgerechte Zahlung der Lohnnebenkosten
unmadglich machen,

— die Forderungsnehmerin bzw. der Forderungsnehmer vorgesehene
KontrollmaBnahmen gemafR Punkt 8.1 und 8.4 dieser Sonderrichtlinie be- oder
verhindert oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Foérderung innerhalb des
fur die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraums nicht mehr
Uberprifbar ist,

— von der Foérderungswerberin bzw. vom Férderungswerber das Abtretungs-,
Anweisungs-, Verpfandungs- und sonstige Verfligungsverbot nicht eingehalten
wurde,

— die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes vom geférderten Unternehmen
nicht beachtet wurden,
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— das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Diskriminierungsverbot
gemal § 7b BEinstG nicht bertcksichtigt wurde,

— von Organen der Europaischen Union die Aussetzung und/oder Ruckforderung
verlangt wird,

— sonstige Forderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere
solche, die die Erreichung des Foérderungszweckes sichern sollen, von der
Foérderungsnehmerin bzw. dem Férderungsnehmer nicht eingehalten wurden, oder

— die GPLA eine Reduktion der férderungsrelevanten Beitragsgrundlagen feststellt.

Wird ein Ruckforderungstatbestand festgestellt, erlischt zugleich der vertraglich zugesicherte
Anspruch auf noch nicht ausbezahlte Forderungsmittel.

Die Entscheidung uber die Einstellung der Férderung und die Verpflichtung zur Rickzahlung
bereits ausbezahlter Forderungsmittel trifft im Einzelfall die aws im Namen und auf
Rechnung des Bundes. Allfallige weitergehende Anspriiche bleiben hiervon unberiihrt.

Es erfolgt eine Verzinsung des Ruickzahlungsbetrages vom Tage der Auszahlung der
Forderung an mit 4 vH pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode. Liegen diese
Zinssatze unter dem von der Europaischen Union fir Ruckforderungen festgelegten
Zinssatz, ist dieser heranzuziehen.

Fur den Fall eines Verzuges bei der Riuckzahlung der Férderung werden Verzugszinsen im
Ausmafd von 9,2 Prozentpunkten Uber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab
Eintritt des Verzugs verrechnet.

Die Entscheidung Uber die Abstandnahme von Ruckforderungen trifft der Bundesminister fur
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft nach Maligabe der haushaltsrechtlichen
Vorschriften.

Ein Férderungsmissbrauch kann strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.

8.6 Datenschutz
8.6.1 Datenverwendung und -verarbeitung durch die aws

Die Forderungswerberin bzw. der Férderungswerber hat sowohl im Férderungsantrag als
auch im Férderungsvertrag zur Kenntnis zu nehmen, dass die aws berechtigt ist,

— die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages
anfallenden personenbezogenen Daten zu verwenden und zu verarbeiten, wenn dies
fur den Abschluss und die Abwicklung des Forderungsvertrages, fir Kontrollzwecke
und die Wahrnehmung der der aws gesetzlich Ubertragenen Aufgaben erforderlich ist
(die Zustimmung der betreffenden Arbeithnehmerin bzw. des betreffenden
Arbeitnehmers vor Weiterleitung férderungsrelevanter und personenbezogener Daten
an die aws ist von der Forderungswerberin bzw. vom Fdrderungswerber einzuholen),
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— die fur die Beurteilung des Vorliegens der Forderungsvoraussetzungen, zur Prifung
der Abrechnungen gemaf Punkt 8.1 dieser Sonderrichtlinie und zur Durchflihrung der
Prifungen gemaf Punkt 8.4 dieser Sonderrichtlinie erforderlichen Daten uber die von
inr oder ihm selbst erteilten Ausklnfte hinaus durch Rickfragen bei den in Betracht
kommenden anderen Organen des Bundes — inshesondere dem Hauptverband der
Osterreichischen Sozialversicherungstrager und dem Bundesministerium fur Finanzen
— oder bei einem anderen Rechtstrager, der einschlagige Forderungen zuerkennt
oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu erheben und an diese zu Ubermitteln,
sowie Transparenzportalabfragen gemaf § 32 (5) TDBG 2012 durchzufiihren.

Die Forderungswerberin bzw. der Forderungswerber akzeptiert, dass Daten insbesondere an
Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbesondere gemaf § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1
und 8 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948, BGBI. Nr. 144), des Bundes
(insbesondere gemaf 88 57 bis 61 und 47 BHG 2013 sowie 8 14 ARR 2014) und der
Européaischen Union nach EU-rechtlichen Bestimmungen Ubermittelt oder offengelegt
werden missen.

8.6.2 Zustimmungserklarung nach dem Datenschutzgesetz

Sofern eine Uber Punkt 8.6.1 dieser Sonderrichtlinie hinausgehende Datenverwendung bzw.
—verarbeitung erforderlich und die Datenverwendung bzw. —verarbeitung nicht ohnedies
zuléssig ist, ist auszubedingen, dass gemal 8 8 Abs. 1 Z 2 und 8 9 Z 6 des
Datenschutzgesetzes 2000, BGBI. | Nr. 165/1999 die Forderungswerberin bzw. der
Forderwerber ausdriicklich zustimmt, dass die Daten von der aws fir diese zuséatzlichen
Zwecke verwendet werden kénnen. In der Zustimmungserklarung ist anzuftihren, welche
Daten zu welchem Zweck verwendet werden kdénnen.

Ein Widerruf dieser Zustimmungserkldrung durch die Forderungswerberin bzw. den
Forderungswerber ist jederzeit zuldssig. Zu seiner Wirksamkeit muss er gegentber der aws
schriftlich erklart werden. Die weitere Verwendung der Daten wird unverziglich nach
Einlangen des Widerrufes bei der aws unbeschadet bestehender gesetzlicher
Ubermittlungspflichten eingestellt.

8.7 Gerichtsstand
Als Gerichtsstand in allen aus der Gewahrung einer Forderung entstehenden
Rechtsstreitigkeiten ist das sachlich zustandige Gericht in Wien vorzusehen. Der Republik

Osterreich ist es vorbehalten, die Forderungswerberin bzw. den Férderwerber auch bei
seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen.
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8.8 Integrierende Bestandteile

Die Bestimmungen der Allgemeinen Rahmenrichtlinien fir die Gewahrung von Férderungen
aus Bundesmitteln (ARR 2014 idgF) stellen einen integrierenden Bestandteil der
gegenstandlichen Sonderrichtlinie dar, sofern die vorliegende Sonderrichtlinie keine oder
keine abweichende Bestimmung vorsieht.

9 Geltungsdauer der Sonderrichtlinie

Die Sonderrichtlinie ,Beschaftigungsbonus® tritt mit 01.07.2017 in Kraft und ist bis zur
ordnungsgemafen Auszahlung oder sonstigen Beendigung der letzten, auf Grundlage dieser
Sonderrichtlinie gewahrten, Forderung anzuwenden. Auf Basis dieser Richtlinie kann tber
forderungsfahige Arbeitsverhaltnisse bis 30.04.2021 entschieden werden. Antrédge kénnen
nach Mal3gabe der zur Verfiigung stehenden Budgetmittel bis maximal 31.01.2018 gestellt
werden.

Allfallige Anderungen wahrend der Geltungsdauer werden samt Ubergangsbestimmungen in
gleicher Weise wie diese Sonderrichtlinie in Kraft gesetzt und verlautbart.
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